für die 


Preußiſchen Staaten. 5 


Königlichen 
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(Ir. 6273.) Genehmigungs⸗Urkunde, betreffend den Nachtrag zum Statute der Thuͤringiſchen 
. Eiſenbahngeſellſchaft wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Dietendorf 
nach Arnſtadt. Vom 29. Januar 1866. i 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


d Nachdem die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſammlung 
vom 7. September 1865. auf Grund der $$. 3. und 31. des unterm 20, Auguſt 
1.844. beſtaͤtigten Statuts (Geſetz-Samml. für 1844. S. 419. ff.) beſchloſſen 
hat, ihr Unternehmen auf den Bau und Betrieb einer Zweigbahn von Dieten⸗ 
dorf nach Arnſtadt nach Maaßgabe des mit der Herzoglich Sachfen= Coburg 
und Gothaiſchen, und mit der Fuͤrſtlich Schwarzburg-Sondershauſenſchen Re⸗ 
gierung unterm 7. Juli 1865, abgeſchloſſenen Vertrages auszudehnen, wollen 
Wir den hierauf bezuͤglichen Beſchluͤſſen der Generalverſammlung vom 7. Septem⸗ 
ber 1865. und dem anliegenden Statut⸗Nachtrage Unſere Genehmigung ertheilen. 


2 Die gegenwaͤrtige Genehmigung ift nebſt dem Nachtrage zum Geſellſchafts⸗ 
Statute und dem Vertrage vom 7. Juli 1865, durch die Gefeh- Sammlung 
bekannt zu machen. a 


Gegeben Berlin, den 29. Januar 1866. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lip 


Ai 
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N Ausgegeben zu Berlin den 24. Maͤrz 1866. 


Statuten-Radtrag. 


$. 1. 


Das Unternehmen der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird auf die 
Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Zweigbahn von der Station Dieten⸗ 
dorf nach Arnſtadt ausgedehnt. 


H. 2. 


Das zur Ausführung des neuen Unternehmens erforderliche Kapital wird 
u auf 338,000 Thaler — dreihundert achtunddreißig Tauſend Thaler — 
feſtgeſtellt. 5 


H. 3 


Die Beſchaffung des Anlagekapitals von 338,000 Thaler erfolgt durch 
Aufnahme einer Anleihe gegen Ausgabe von auf den Namen der Gläubiger 
lautenden Schuldſcheinen. 5 


H. 4. 


Ruͤckſichtlich der Verhaͤltniſſe der neuen Zweigbahn zu der Herzoglich 
Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen und der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer 
Staatsregierung iſt der mit dieſen beiden Regierungen abgeſchloſſene Vertrag 
vom 7. Juli 1865. maaßgebend. Im Uebrigen finden auch auf dieſe Zweig⸗ 
bahn die Beſtimmungen des durch die Konzeſſions⸗Urkunden vom 20. Auguſt reſp. 
10. und 13. September 1844. genehmigten Statutes der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft und deren lanbesherrlich genehmigte Nachtraͤge gleichmaͤßig 
Anwendung. 


Ver⸗ 


Vertrag 


Zwiſchen der Herzoglich Sachſen⸗Coburg⸗Gothaiſchen Staatsregierung, 
vertreten durch den Herrn Staatsrath Braun, ſowie der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗ 
Sondershaͤuſer Regierung, vertreten durch den Herrn Staatsrath von Wolffers⸗ 
dorf und Herrn Regierungsrath Wilke, einerſeits, und der in Erfurt domi⸗ 
zilirenden Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, vertreten durch deren Direktion, 
andererſeits, iſt heute unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung beider 
Staaten und des Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Landtages, ſowie der 
ſtatutenmaͤßigen Zuſtimmung des Verwaltungsrathes, der Generalverſammlung 
und der bei der Thuͤringiſchen Eiſenbahn betheiligten Staatsregierungen folgen⸗ 
der Vertrag verabredet worden. 


H. 1. 


: Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft verpflichtet ſich, den Bau und 
Betrieb einer Zweigbahn von ihrer Station Dietendorf durch die Fluren Alt⸗ 
Dietendorf, Apfelſtaͤdt, Suͤlzenbruͤck und Haarhauſen nach Arnſtadt in der Weiſe 
zu uͤbernehmen, daß ſie Eigenthuͤmerin des neuen Bahnunternehmens wird, dieſes 
aber einen abgeſonderten Zweig des Stammunternehmens bildet. 


Zu dem Ende ſind die nachſtehenden Beſtimmungen vereinbart worden. 


F. 2. 


Die Herzoglich Gothaiſche und die Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer 
Staatsregierungen werden ihrerſeits der Thuͤringiſchen Eiſenbahnverwaltung die 
Konzeſſion zur Ausführung der im F. 1. gedachten Zweigbahn ertheilen und 
hinſichtlich der Erwerbung und Benutzung des fuͤr die Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens fuͤr ihre Lande geſetzliche Expropriationsbeſtimmungen erlaſſen, ſo⸗ 
weit ſolche noch nicht vorhanden ſind. 


Die Eiſenbahnverwaltung verpflichtet ſich, neben der Arealentſchaͤdigung 
auch alle Anlagen einzurichten und zu unterhalten, welche die beiderſeitigen 
Regierungen an Wegen, Ueberfahrten, Triften, Einfriedigungen, Bewaͤſſerungs⸗ 
oder Vorfluthsanlagen ꝛc. nöthig finden, damit die benachbarten Grundbeſitzer 
gegen Gefahren und Nachtheile in Benutzung ihrer Grundſtuͤcke geſichert werden. 
Entſteht die Nothwendigkeit ſolcher Anlagen erſt nach Eroͤffnung der Bahn 
durch eine mit den benachbarten Grundſtuͤcken vorgehende Veraͤnderung, ſo iſt 
die Eiſenbahngeſellſchaft zwar auch zu deren Einrichtung und Unterhaltung ver⸗ 
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Sur alle Entſchaͤdigungsanſpruͤche, welche in Folge der Bahnanlage an 
die Staaten gemacht und entweder von der Eiſenbahnverwaltung ſelbſt anerkannt, 
oder unter ihrer Zuziehung richterlich feſtgeſtellt werden, iſt die Geſellſchaft ein⸗ 
zuſtehen verpflichtet. 


§. 3. 


Die techniſchen Vorarbeiten zur Feſtſtellung der Bahnlinie und zur Aus⸗ 
fuͤhrung der Bahn, der Bahnhofsanlagen und der Betriebseinrichtungen ſind 
zunaͤchſt der Herzoglich Gothaiſchen Staatsregierung vorzulegen, welche dieſelben 
nach erfolgter Prüfung der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Regierung 
Behufs der von ihr zu ertheilenden Zuſtimmung bezuͤglich der in ihr Gebiet 
fallenden Strecke mittheilen und die erfolgte beiderſeitige Genehmigung der Ge⸗ 
ſellſchaft eroͤffnen wird. 


In Anſehung der Fahrzeuge einſchließlich der Lokomotiven genuͤgt eine 
von der Koͤniglich Preußiſchen Regierung erfolgte Pruͤfung, und beide bethei⸗ 
ligte Staatsregierungen werden dieſe Betriebsmittel, wenn die Koͤniglich Preu⸗ 
ßiſche Regierung fie für genugend erklaͤrt und die betreffende beſtimmungs⸗ 
mäßige Beſcheinigung darüber ausgeſtellt hat, in ihren Gebieten zulaſſen. 


Die Spurweite der neuen Bahn ſoll überall gleichmaͤßig vier Fuß acht 
einen halben Zoll Engliſchen Maaßes im Lichten der Schienen betragen. Die 
Bahn ſelbſt wird nur mit Einem Gleiſe ausgeführt; die Thuͤringiſche Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft verpflichtet ſich jedoch, auf Station Dietendorf ſolche bauliche 
Einrichtungen zu treffen, daß der Uebergang der Transporte von der Haupt⸗ 
bahn auf die Zweigbahn und umgekehrt, und zwar je nach den verſchiedenen 
Richtungen, in einer dem Beduͤrfniſſe des offentlichen Verkehrs entſprechenden 
Weiſe erfolgen kann. 


H. 4. 


Nachdem für die projektirte Bahn die Konzeſſionen (F. 2.) ertheilt fein 
werden, muß mit der Fertigſtellung der Baupläne und Anſchlaͤge ohne Verzug 
vorgeſchritten werden. Nach Vollendung und Genehmigung derſelben (H. 3.) 
ſoll der Bau der Bahn ſofort begonnen und laͤngſtens binnen Jahresfriſt 
vollendet werden. 


Im Falle der Nichtvollendung binnen der beſtimmten Friſt bleibt den 
Staatsregierungen vorbehalten, die Anlage, ſo wie ſie liegt, fuͤr Rechnung der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft unter der Bedingung zur oͤffentlichen Ver⸗ 
ſteigerung zu bringen, daß dieſelbe von den Ankaͤufern ausgeführt werde. Es 

muß jedoch dem Antrage auf Verſteigerung die Beſtimmung einer ſchließlichen 
Friſt von ſechs Monaten zur Vollendung der Bahn vorangehen. f 


§. 5. 


H. 3. 


Das Anlagekapital, welches erforderlich iſt zum Bau und zur vollſtaͤn⸗ 
digen Ausrüftung der Bahn, zur Erweiterung des Thuͤringiſchen Anſchluß⸗ 
bahnhofes in Dietendorf und der Gebaͤulichkeiten daſelbſt, ſoweit ſolche lediglich 
durch die Einfuͤhrung und den Betrieb der neuen Bahn noͤthig werden ſollte, 
zur Beſchaffung der fuͤr die neue Bahn erforderlichen Transportmittel, zur Ver⸗ 
zinſung des Anlagekapitals während der Bauzeit, wird, den bisherigen Ermit⸗ 
telungen entſprechend, auf 338,000 Thaler angenommen. 


Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft wird daſſelbe durch eine mit 42 Pro⸗ 
zent zu verzinſende Anleihe beſchaffen. Der Fuͤrſtlich Schwarzburg-Sonders⸗ 
haͤuſer Regierung wird das Recht eingeraͤumt, jeder Zeit fuͤr dieſe Anleihe ganz 
oder theilweiſe als Glaͤubigerin einzutreten und zu dieſem Zwecke die Kuͤndigung 
derſelben reſp. des betreffenden Theiles zu verlangen. 


* H. 6. 


Sobald die Baurechnung fuͤr die neue Bahn feſtgeſtellt iſt, wird das 
Kapital, welches ſich 


1) fuͤr den Bau der Bahn nebſt allem Zubehoͤr, inkl. der Erweiterung 
der Station Dietendorf (F. 5.), 


2) für Anſchaffung der Transportmittel, 


3) fuͤr die Beſtreitung derjenigen Generalkoſten, welche ſich nicht abgeſon⸗ 
dert verrechnen und direkt aus dem Baufonds verausgaben laſſen, und 
welche mit 4 Prozent der Ausgabe ad 1. der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft zu erſtatten ſind, 


4) für die Verzinſung mit 4 Prozent der wahrend der Bauzeit, d. h. 
bis zu dem auf die Betriebseroͤffnung der ganzen Bahn von Dietendorf 
bis Arnſtadt folgenden 1. Januar, aufgenommenen Darlehen (F. 5.) 


als nothwendig ergiebt, unter Mitwirkung eines von der Schwarzburg-Son⸗ | 
dershaͤuſer Regierung zu beftellenden Kommiſſarius definitiv feftgeftellt. 


8 7 


1) Sollte fuͤr die Vollendung des Neubaues und die Ausruͤſtung der 
neuen Bahn, ſowie für die Beſchaffung der erforderlichen Betriebs⸗ 
mittel ein groͤßeres Kapital als 338,000 Thaler noͤthig ſein, ſo iſt auch 
der Mehrbedarf in gleicher Weiſe, wie die Anſchlagsſumme (H. 5.), von 
der Thuͤringiſchen Eiſenbahnverwaltung durch Aufnahme von Darlehen 
zu decken. i 

(Nr. 6278.) Die 
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= Die Feſtſetzung des Mehrbedarfs erfolgt durch die Fuͤrſtlich 
Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Regierung. 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahnverwaltung ihrerſeits wird jedoch bei 
Ausfuͤhrung des Baues auf moͤglichſte Erſparniß bedacht ſein, damit, 
unbeſchadet der Soliditaͤt des Baues, wenn thunlich, eine Minderung 
der anſchlagsmaͤßigen Bauſumme erreicht werden kann. 


2) Sollte ſich ferner nach Feſtſtellung des Anlagekapitals und Eroͤffnung 
der Bahn herausſtellen, daß eine Vermehrung des Anlagekapitals er⸗ 
forderlich fein wird und deshalb für dieſelbe die Beſchaffung von Geld⸗ 
mitteln ſich noͤthig machen, ſo iſt zur Aufbringung derſelben die Zuſtim⸗ 
mung der betheiligten beiden Staatsregierungen erforderlich, und kann 
dieſelbe an die Bedingung eines feſtzuſtellenden Zins- und Tilgungs⸗ 
fonds fuͤr die aufzunehmenden Darlehne geknuͤpft werden. 


H. 8. 


Der Reinertrag der neuen Bahn wird dergeſtalt Berechnet, daß von den 
geſammten jaͤhrlichen Betriebseinnahmen derſelben: 


a) die wirklich verausgabten Verwaltungs⸗, Unterhalts⸗ und Transport⸗ 
koſten, einſchließlich der Koſten für die allgemeine Verwaltung (H. 9.), 


b) der zum Reſerve⸗ reſp. Erneuerungsfonds fließende Jahresbeitrag nach 
einem von den Geſellſchaftsvorſtaͤnden aufzuſtellenden und der Geneh⸗ 
migung der beiden betheiligten Staatsregierungen unterliegenden Re⸗ 
gulativ, N a 


c) die Zinfen, beziehungsweiſe jaͤhrlichen en etwaiger nach 
Eröffnung der Bahn aufgenommener Darlehen (etr. H. 7. Nr. 2.) 


abgezogen werden. 


Den Inhabern der Prioritaͤts⸗Obligationen der Thuͤringiſchen Eiſen bahn 
iſt die neue Bahn ſelbſtverſtaͤndlich nicht verhaftet. 


H. 9. 


Hinſichts der Aufſtellung der Betriebsrechnung fuͤr die neue Bahn, der 
neun für die Thuͤringiſche Hauptbahn gegenüber, gelten folgende Feſt⸗ 
ſtellungen: h 


1) Zu den Geſammtkoſten für die allgemeine Verwaltung der Thuͤringi⸗ 
ſchen Eiſenbahn, ſowie für die durch die Techniker der Hauptbahn zu 
uͤbernehmende Oberaufſicht uͤber die neue Bahn wird ein beſonderer 
Beitrag nicht gewährt, dagegen erhält die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft aus den Einnahmen der neuen Bahn fuͤr die nothwendige Ver⸗ 
mehrung des allgemeinen Buͤreauperſonals in den erſten fuͤnf Jahren 

einen 


N 


einen Jahresbeitrag von fuͤnf Silbergroschen pro Nutzmeile der Zweig⸗ 
bahn. Nach Verlauf der erften fünf Jahre findet eine neue Verein⸗ 
barung uͤber den Beitrag zu den Koſten der allgemeinen Verwaltung ſtatt. 


Die Koſten der Bahn- und Transportverwaltung tragen die Hauptbahn 
und die neue Bahn je zur Hoͤhe ihrer wirklichen Ausgaben; an den 
Koſten der Station Dietendorf partizipirt die Zweigbahn mit einem 
nach der Zahl der Zuͤge zu beſtimmenden Antheile der geſammten 
Stationskoſten. 5 


In Betreff der Benutzung der Betriebsmittel der Hauptbahn und der 
Zweigbahn werden beide als ſelbſtſtaͤndige Verwaltungen betrachtet, 
und finden bezuͤglich des Ueberganges und der gegenſeitigen Benutzung 
derſelben die Vorſchriften des jeweilig im mitteldeutſchen Verbande gel⸗ 
tenden Regulativs Anwendung. 


Bezuͤglich des Verkehrs mit anderen Bahnen ſind dieſelben Wagen⸗ 
benutzungs⸗Regulative entſcheidend, wie ſie zwiſchen der Thuͤringer Bahn und 
den fremden Bahnverwaltungen jederzeit vereinbart ſind. 


Sollten auch Lokomotiven und Tender der Hauptbahn auf der Zweig⸗ 
bahn zur Benutzung kommen, oder umgekehrt, ſo findet eine Verguͤtung mit 
27 Silbergroſchen fuͤr jede Lokomotivmeile ſtatt, exkl. jedoch der beſonders zu 
berechnenden Verguͤtung fuͤr etwaige Mitgeſtellung des Fahrperſonals. 


Die Unterhaltung der Transportmittel der Zweigbahn verpflichtet ſich die 
Thuͤringiſche Eiſenbahnverwaltung zu uͤbernehmen; ſie wird dieſelbe in ihren 
Werkſtaͤtten durch ihre Beamten und Arbeiter ausfuͤhren laſſen und dafuͤr nur 
die Selbſtkoſten in Anrechnung bringen. 


Die Betriebsrechnung uͤber die neue Bahn wird von dem Verwaltungs⸗ 
rathe der Thuͤringiſchen Bahn gepruͤft und dechargirt, iſt aber demnaͤchſt alljaͤhr⸗ 
lich der Herzoglich Gothaiſchen, ſowie der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
haͤuſer Regierung zur Reviſion zu uͤberreichen, und iſt die Eiſenbahngeſellſchaft 
verpflichtet, Anweiſungen fuͤr die Rechnungsfuͤhrung, durch welche eine klare 
Ein⸗ und Ueberſicht in und uͤber den Stand des Unternehmens geboten wird, 
Folge zu leiſten. 


2 


No 


3 


NZ 


| H. 10. 
Sollte der Reinertrag des neuen Bahnunternehmens (K. 8.) nicht dazu 


hinreichen, um das geſammte nach den HH. 6. und 7. Nr. 1. definitiv feſtge⸗ 


ſtellte Anlagekapital mit 43 Prozent jaͤhrlich zu verzinſen, ſo iſt die Fuͤrſtlich 
Schwarzburg- Sondershäufer Regierung verpflichtet, der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahnverwaltung den Fehlbetrag bis zu 43 Prozent des Anlagekapitals jaͤhrlich 
zu erſtatten und die betreffende Summe ſofort nach Vorlage des Rechnungs⸗ 
abſchluſſes des abgelaufenen Jahres an die Hauptkaſſe der Thuͤringiſchen Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft zu erſtatten und reſp. einzuzahlen. 
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Sell, 


Die Zinfengarantie Seitens der Fuͤrſtlich Schwarzburg-Sondershaͤuſer 
Staatsregierung (H. 10.) hört auf, nachdem die neue Bahn zehn Jahre hinter⸗ 
einander einen Reinertrag ergeben haben wird, welcher zur feſtgeſtellten Verzin⸗ 

‚fung des Anlagekapitals ausreicht. Eine etwaige fruͤhere gaͤnzliche oder theil- 
weiſe Tilgung des Anlagekapitals Seitens der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft kommt der Fuͤrſtlich Schwarzburg-Sondershaͤuſer Regierung gegenuͤber 
nicht in Betracht. 


9. 12. 


Ueberſteigt der Reinertrag eines Jahres 43 Prozent des geſammten An⸗ 
lagekapitals, ſo wird der uͤberſchießende Betrag dergeſtalt getheilt: 5 


1) daß zunaͤchſt die von der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft in den Vor⸗ 
jahren etwa vorgeſchoſſenen, aus den betreffenden Jahreseinnahmen nicht 

gedeckten Betriebskoſten in erſter Reihe erſtattet werden; 

2) daß demnaͤchſt die von der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Staats⸗ 
regierung etwa zur Verzinſung des Anlagekapitals geleifteten Zuſchuͤſſe 
zuruͤckerſtattet werden; 

3) daß endlich der weitere Ueberſchuß zur Halfte der Fuͤrſtlich Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershaͤuſer Staatsregierung, zur anderen Haͤlfte dem Thuͤrin⸗ 
giſchen Eiſenbahnunternehmen zufließt, und zwar ſelbſt dann, wenn in⸗ 
zwiſchen die von erſterer uͤbernommene Zinſengarantie (H. 10.) ſchon 

3 ihre Endſchaft erreicht haben follte, 


§. 13. 


Die neue Bahn darf dem Verkehr nicht eher uͤbergeben werden, als bis 
nach vorheriger Reviſion der Anlage von den beiderſeitigen Staatsregierungen 
die Genehmigung dazu ertheilt worden iſt. 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft iſt verpflichtet, die Bahn nebſt den 
Transportanſtalten in ſolchem Zuſtande zu erhalten, daß die Befoͤrderung mit 
Sicherheit und auf die der Beſtimmung des Unternehmens entſprechende Weiſe 
erfolgen kann. Sie kann hierzu im Verwaltungswege angehalten werden. 


H. 14, 
Die Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet: 
1) ihren Betrieb, ſoweit die Natur deſſelben es geſtattet, in die nothwen⸗ 
dige Uebereinſtimmung mit der Poſtverwaltung zu bringen; 
2) fie übernimmt den unentgeltlichen Transport der Briefe, Gelder und 
poſt⸗ 
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ae # 5 5 
5 poſtzwangspflichtigen Packete, bezuͤglich deren fuͤr das Fuͤrſtenthum 
Schwarzburg⸗Sondershauſen die Grenze auf 20 Zollpfund beſtimmt wird; 


3) fie übernimmt den unentgeltlichen Transport derjenigen Poſtwagen, welche 
noͤthig ſein werden, um die der Poſt anvertrauten Guͤter zu befoͤrdern; 
ebenſo die unentgeltliche Befoͤrderung der zum ambulanten Poſtdienſte 
erforderlichen Poſtkondukteure oder ſonſtigen Poſtbedienſteten. 


Sollte zur Beförderung der Poſtguͤter die Herſtellung beſonderer 
Raͤume in Eiſenbahnwagen gewuͤnſcht werden, fo hat die Eiſenbahn⸗ 
Verwaltung auch dieſe auszufuͤhren, erhaͤlt aber von der Poſtverwaltung 
die Koſten der Herſtellung und die ſpaͤteren Koſten der Wiedereinrichtung 
des früheren Zuſtandes erftattet; 


4) für den Fall die Poſtverwaltung es nöthig finden follte, der Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft Reiſende zur Beförderung zu uͤberweiſen, fo find dieſelben 
vorzugsweiſe vor anderen Perſonen auf derjenigen Klaſſe von Bahn⸗ 
wagen, die dazu von der Poſt fuͤr immer beſtellt werden ſollen, gegen 
Entrichtung des gewöhnlichen Perſonengeldes dieſer Wagen zu befördern; 


5) die mit Poſtfreipaͤſſen verſehenen Perſonen find unentgeltlich zu befördern, 
vorausgeſetzt, daß dieſe nur einen Theil ihrer Reiſe auf der Eiſenbahn, 
einen andern aber mit gewöhnlichem Poſtfuhrwerk zurüclegen; 


6) fuͤr den Fall der regelmaͤßige Poſtbetrieb auf der Eiſenbahn durch die 
Schuld der Verwaltung derſelben dergeſtalt unterbrochen werden ſollte, 
daß die Poſtverwaltung ihren Betrieb einſtweilen durch andere Anſtalten 
zu beſorgen genöthigt werden würde, iſt der hierdurch veranlaßte Koſten⸗ 
aufwand ihr zu erſetzen. 


Mit Ruͤckſicht auf das Verhaͤltniß, in welchem die Fuͤrſtlich Thurn⸗ und 
Taxis'ſche Poſtverwaltung zu den beiden kontrahirenden Regierungen fteht, be⸗ 
halten ſich dieſelben ausdruͤcklich die Beſtimmung daruͤber vor, ob und inwieweit 
die der Eiſenbahngeſellſchaft bezuͤglich der Poſt vorſtehend auferlegten Leiſtungen 
der qu. Fuͤrſtlichen Poſtverwaltung wirklich uͤberwieſen, oder für die Staats⸗ 
kaſſen in Anſpruch genommen werden follen. 


Uebrigens ſollen die zum Vortheil der Poſt beſtimmten Leiſtungen ſich 


nur auf die Poſtverwaltung jeder der beiden kontrahirenden Regierungen inner⸗ 
halb des eigenen Gebietes beziehen. i a 


$. 15. 


Die Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet, die Anlage eines elektro⸗magne⸗ 
tiſchen Staatstelegraphen Seitens der beiden betheiligten Staatsregierungen, 
oder Seitens einer von beiden zu bezeichnenden anderen Staatsregierung unent⸗ 
geltlich zu geftatten, ebenſo die Dienſtdepeſchen beider Regierungen auf und nach 
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a denjenigen Telegraphenſtationen, wo keine Staats⸗ Telegraphenſtation ſich be⸗ 
findet, unentgeltlich zu befoͤrdern. g 
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Rückſichtlich der Benutzung der neuen Bahn zu Zwecken der Militair⸗ 
Verwaltung wird Folgendes feſtgeſetzt: 


1) Fuͤr alle Transporte von Militairperſonen oder Militaireffekten, welche 
fuͤr Rechnung der Herzoglich Saͤchſiſch-Gothaiſchen oder der Fuͤrſtlich 
Schwarzburg-Sondershaͤuſer Militairverwaltung auf der Eiſenbahn 
zwiſchen Dietendorf und Arnſtadt bewirkt werden, wird den beiderſeitigen 
Verwaltungen voͤllige Gleichſtellung zugeſichert, dergeſtalt, daß die 
Zahlung dafür an die Eiſenbahnverwaltung nach ganz gleichen Grund⸗ 
ſaͤtzen erfolgen ſoll. i 


2) Wenn in Folge außerordentlicher Umftände auf Anordnung der Herzog- 
lichen oder der Fuͤrſtlichen Regierung größere Truppenbewegungen ftatt- 
finden ſollen, ſo liegt der Eiſenbahnverwaltung die Pflicht ob, fuͤr dieſe 
und fuͤr Sendungen von Waffen, Kriegs- und Verpflegungsbeduͤrfniſſen, 
ſowie von Militaireffekten jeglicher Art, inſoweit ſolche Sendungen zur 
Befoͤrderung auf Eiſenbahnen uͤberhaupt geeignet ſind, noͤthigenfalls auch 
außerordentliche Fahrten einzurichten und fuͤr dergleichen Transporte alle 
Transportmittel, die der ungeftört fortzuſetzende regelmäßige Dienſt nicht 
in Anſpruch nimmt, zu verwenden und, ſoweit thunlich, hierzu in Stand 
zu ſetzen; nicht minder die mit Militairperſonen beſetzten und die mit 
Militaireffekten beladenen, von einer anſtoßenden Bahn kommenden 
Transportfahrzeuge, vorausgeſetzt, daß dieſe dazu geeignet ſind, auf die 
eigene Bahn zu uͤbernehmen, auch mit den disponiblen Lokomotiven 
weiter zu fuͤhren. i 

Als Fahrpreis für den in den Faͤllen sub 1. und 2. ſich noͤthig 
machenden Transport von Truppen, Militaireffekten und ſonſtigen Armee⸗ 
bedürfniffen ſollen keine höheren als die zwiſchen der Direktion der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahn und den bei derſelben betheiligten Staats⸗ 
Regierungen jeweilig vereinbarten Saͤtze zur Erhebung gelangen. 


3) Im Falle eines Bundes aufgebotes bezuͤglich des Transportes von Truppen 
und Heeresbeduͤrfniſſen iſt die Eiſenbahnverwaltung verpflichtet, des⸗ 
fallſigen von Bundeswegen getroffenen und noch getroffen werdenden 
Vorſchriften nachzukommen. Als Verguͤtungsſaͤtze kommen die in der 
Beilage 7. zum proviſoriſchen Verpflegungs⸗Reglement fuͤr das Deutſche 
Bundesheer nach Bundesbeſchluß vom 31. Dezember 1863. feſtgeſetzten 
oder noch feſtgeſetzt werdenden Betraͤge in Anwendung. 


Die Leitung aller ſolcher Transporte bleibt jedoch lediglich dem Dienſt⸗ 
perſonal der betreffenden Eiſenbahnverwaltung uͤberlaſſen, deſſen c 
| e | wäh⸗ 
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während der Fahrt unbedingt Folge zu leiſten iſt. Hinſichtlich des an die Eifen- 
bahnverwaltung zu entrichtenden Fahrgeldes tritt, wie unter 1., eine völlige 
Gleichſtellung der gegenſeitigen Militairverwaltungen ein. 


N 


Der Tarif und die Fahrplaͤne für die neue Bahn unterliegen der Ge- 
nehmigung der beiden betheiligten Staatsregierungen. 


Die Thuͤringiſche Eiſenbahnverwaltung iſt verpflichtet, zur Aufnahme 
des Verkehrs der Ortſchaften an der neuen Bahn eine Halteſtelle an einer noch 
zu vereinbarenden Stelle zu errichten. 


Fuͤr den Verkehr zwiſchen Dietendorf und Arnſtadt ſind taͤglich mindeſtens 
drei Zuͤge mit Perſonenbefoͤrderung, und zwar in beiden Richtungen, abzulaſſen, 
welche Anſchluß an die in Dietendorf ankommenden bezuͤglich abgehenden Per⸗ 
ſonenzuͤge der Thuͤringiſchen Bahn haben. 


Die Beſtimmung daruͤber, welche Zuͤge an der Halteſtelle anzuhalten 
haben, bleibt ſpaͤterer Vereinbarung vorbehalten. 


H. 18. 


i Zur Handhabung der ihnen uͤber die Bahnſtrecke in ihrem Gebiete zu⸗ 
ſtehenden Hoheits- und Aufſichtsrechte werden die kontrahirenden Staats⸗ 
Regierungen beſtaͤndige Kommiſſarien beſtellen, welche die Beziehungen ihrer Re⸗ 
gierungen zu der Eiſenbahnverwaltung in allen Faͤllen zu vertreten haben, die 
nicht zum direkten gerichtlichen oder polizeilichen Einſchreiten der kompetenten 
Behoͤrden geeignet ſind. Die Herzogliche Regierung wird außerdem, unbeſchadet 
des Hoheits- und Aufſichtsrechtes der Fuͤrſtlichen Regierung bezuͤglich der in 
ihrem Gebiete belegenen Bahnſtrecke, die Ueberwachung des ganzen Unternehmens 
im Allgemeinen und des Geſchaͤftsbetriebes der Eiſenbahngeſellſchaft bewirken. 
Zu dem Ende wird die Eiſenbahnverwaltung ſich ſtets und uͤberall zunaͤchſt an 
den Herzoglichen Kommiſſar zu wenden haben, wodurch jedoch nicht ausgeſchloſſen 
iſt, daß auch der Fuͤrſtliche Kommiſſar, bezüglich des auf der im Sondershaͤuſer 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke ſtattfindenden Betriebes, in Ausuͤbung des Auf⸗ 
ſichtsrechtes die Initiative zu ergreifen befugt iſt. Durch dieſes Vorgehen darf 
jedoch niemals der Einheitlichkeit der Betriebsaufſicht Eintrag geſchehen. 


Beide Staatskommiſſarien haben das Recht, in allen das neue Bahn 
unternehmen beruͤhrenden Fragen an den Sitzungen der Direktion und des Ver⸗ 
waltungsrathes der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit berathender Stimme 
Theil zu nehmen, unbeſchadet natuͤrlich der Stimmberechtigung des Gothaiſchen 
Kommiſſars, deſſen Funktionen mit denen des von der Herzoglich Gothaiſchen 
Regierung auf Grund des H. 45. des Statuts der Thuͤringiſchen Eiſenbahn 
ernannten Direktionsmitgliedes in Einer Perſon vereinigt werden ſollen. f 
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H. 19. 


Die Bahnpolizei wird unter Aufſicht der dazu in dem Gebiete der beiden 
Regierungen kompetenten Behörden in Gemäßheit des von den beiden Regie⸗ 


rungen zu vereinbarenden und fuͤr jedes Staatsgebiet beſonders zu publizirenden 
Bahnpolizei⸗Reglements gehandhabt werden. 


$. 20. 


Die in den verfchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Auffichts- und Be⸗ 
triebsbeamten find auf Praͤſentation der Bahnverwaltung bei den kompetenten 
Behoͤrden des betreffenden Staates in Pflicht zu nehmen. 

Die Bahnverwaltung hat bei Anſtellung der den unteren Kategorien 
des Bahnperſonals angehörigen Beamten, welche innerhalb des betreffenden 
Staatsgebietes ihren feſten Wohnſitz haben follen, Angehörige des bezuͤglichen 
Gebietes bei gehöriger Befähigung auf ihre Bewerbung vorzugsweiſe zu be⸗ 
ruͤckſichtigen. 

Die Betriebsbeamten ſind ohne Unterſchied des Ortes der Anſtellung ruͤck⸗ 
ſichtlich der Disziplin der Direktion der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft als 
der kompetenten Aufſichtsbehoͤrde, im Uebrigen aber den Geſetzen und Behoͤrden 
des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 


$. 21. 


Von dem Reinertrage des Unternehmens ſoll eine Abgabe erhoben werden, 
fuͤr welche nachſtehende Beſtimmungen in Anwendung kommen: 


a) als Reinertrag gilt lediglich der nach den Beſtimmungen des H. 8. 
feſtgeſtellte Betrag; 


b) die Abgabe ift nach dem in jedem einzelnen Jahre aufkommenden Rein⸗ 
ertrage zu berechnen und ſtuft ſich nach der Hoͤhe deſſelben dergeſtalt 
ab, daß von einem Reinertrage bis zu einſchließlich vier Prozent des 
nach $. 6. und H. 7. 1. definitiv feſtgeſtellten Anlagekapitals z. dieſes 

Ertrages, bei einem hoͤheren Reinertrage aber außerdem und zwar von 

dem ehren tage über vier bis fünf Prozent einſchließlich, , dieſer 

Ertragsquote, von dem Mehrertrage uͤber fuͤnf bis ſechs Prozent ein⸗ 

ſchließlich, 1c dieſer Ertragsquote, von dem Mehrertrage uͤber ſechs 

Prozent, 2 dieſer Ertragsquote zu entrichten find. 


Die Erhebung der Abgabe unterbleibt für die Jahre, in welchen in Folge 
der von der Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Regierung uͤbernommenen 
Zinsgarantie Zuſchuͤſſe von der genannten Regierung zu leiſten ſind, wobei es 
gleichgültig ift, ob ihr die Zuſchuͤſſe theilweiſe von einem Ruͤckgaranten zu er⸗ 
ſtatten ſind. 

Fuͤr 
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Fuͤr die Dauer der Zinsgarantie kommen in den Jahren, in welchen 
wegen Höhe des Reinertrages keine Zinſenzuſchuͤſſe erforderlich ſind, die etwa 
von der Stammbahn geleiſteten Betriebsvorſchuͤſſe, ſowie die etwa von der 
Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Regierung geleiſteten Zinſenzuſchuͤſſe vor 
Berechnung der Staatsſteuer von dem Reinertrage in Abzug. 

Die Herzoglich Gothaiſche Regierung wird den Abgabenbetrag fuͤr die 
ganze Bahnſtrecke berechnen, feſtſtellen und nach Maaßgabe der Laͤngenausdehnung 
der in den beiderſeitigen Gebieten belegenen Bahnſtrecken repartiren, auch den 
Repartitionsplan der Fuͤrſtlich Sondershaͤuſer Regierung mittheilen. Die Eiſen⸗ 
bahnverwaltung hat demnaͤchſt die bezuglichen Antheile an die betreffende Her: 
zoglich Gothaiſche und beziehungsweiſe Fuͤrſtlich Sondershaͤuſer Einnahmebehoͤrde 
abzufuͤhren. 

Andere Abgaben, mit alleiniger Ausnahme der Grundfteuer, duͤrfen der 
Eiſenbahnverwaltung fuͤr die in den beiderſeitigen Staatsgebieten belegenen 
Bahnſtrecken nicht auferlegt werden. 


H. 22. 


Zur Anlage etwaiger an die neue Bahn anſchließender Zweigbahnen iſt 
die Genehmigung der beiden betheiligten Regierungen erforderlich. 

Die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft ift verpflichtet, nach der Beſtimmung 
der beiden Regierungen den Anſchluß anderer Eiſenbahn⸗Unternehmungen an die 
Zweigbahn, es moͤge die beabſichtigte neue Bahn in einer Fortſetzung oder in 
einer Seitenverbindung beſtehen, geſchehen zu laſſen. 
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Die Anlage einer zweiten Eiſenbahn durch andere Unternehmer, welche 
neben der in Rede ſtehenden Bahn in gleicher Richtung von Dietendorf nach 
Arnſtadt fortlaufen wuͤrde, ſoll binnen einem Zeitraum von 30 Jahren nach 
Eroͤffnung der Bahn nicht zugelaſſen werden; anderweite Verbeſſerungen der 
Kommunikation zwiſchen dieſen Orten ſind jedoch hierdurch nicht beſchraͤnkt. 


H. 24. 


Jeder der beiden Regierungen bleibt vorbehalten, das Eigenthum der 
Bahn Dietendorf⸗Arnſtadt mit allem Zubehör gegen vollftändige Entſchaͤdigung 
anzukaufen. Hierbei iſt, vorbehaltlich jeder anderweiten hieruͤber durch guͤtliches 
Einvernehmen zu treffenden Regulirung, nach folgenden Grundſaͤtzen zu verfahren: 


1) Die Abtretung kann nicht eher, als nach Verlauf von 30 Jahren von 
dem Zeitpunkte der Transporteroͤffnung gefordert werden. 


2) Es muß der Eiſenbahnverwaltung die auf Uebernahme der Bahn ge- 
richtete Abſicht mindeſtens Ein Jahr vor dem zur Uebernahme beſtimm⸗ 
ten Zeitpunkte angekuͤndigt werden. 
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3) Die Entſchaͤdigung der Eiſenbahngeſellſchaft erfolgt ſodann nach folgen: 
den Grundſaͤtzen: 55 
a) zur Berechnung gezogen werden nur die der Thuͤringiſchen Eiſenbahn⸗ 
Geſellſchaft zugefloſſenen Ertraͤge derjenigen fuͤnf Jahre, welche mit 
dem, dem Tage der Kündigung vorhergehenden 31. Dezember ab⸗ 
ſchließen, und zwar dergeſtalt: 


a) daß für diejenigen dieſer fünf Jahre, in welchen der Reinertrag 


nicht zu einer Verzinſung des Anlagekapitals mit 42 Prozent aus⸗ 
reichte, lediglich der Betrag dieſer (42 prozentigen) Zinſen des 
Anlagekapitals, 

6) für diejenigen Jahre dagegen, in denen ſich ein größerer Ueberſchuß 
herausgeſtellt hat, der sub a. gedachte Zinſenbetrag nebſt dem nach 
H. 12. sub 3. auf die Thuͤringiſche Bahn entfallenen Antheil an 
dem Mehrertrage des Reinertrages, 

als Jahresertraͤge eingeſtellt werden. Die Durchſchnittsſumme der ſo 

berechneten Erträge der qu, fünf Jahre werden als 43 prozentige 

Zinſen kapitaliſirt und der auf dieſe Weiſe gefundene Kapitalbetrag 

an die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft gezahlt. 


bp) Die auf dem neuen Bahnunternehmen etwa haftenden Schulden, zu 
denen ſelbſtverſtaͤndlich das Anlagekapital oder ein Theil deſſelben nicht 


zu rechnen iſt, werden ebenfalls vom Staate uͤbernommen und in 


gleicher Weiſe, wie dies der Eiſenbahngeſellſchaft obgelegen haben 
wuͤrde, aus der Staatskaſſe berichtigt, wogegen auch alle etwa vor⸗ 
handenen Aktivforderungen auf die Staatskaſſe uͤbergehen. 

Zu den Schulden zahlen namentlich auch die von der Thuͤrin⸗ 
giſchen Eiſenbahngeſellſchaft etwa vorgeſchoſſenen, aus den ſpaͤteren 
Jahreseinnahmen noch nicht gedeckten Betriebskoſten fruͤherer Jahre, 
ſowie etwaige noch nicht erſtattete Zinszuſchuͤſſe der Fuͤrſtlich Schwarz⸗ 
burg⸗Sondershaͤuſer Regierung. i 


c) Gegen Erfuͤllung obiger Bedingungen geht nicht nur das Eigenthum 
der Bahn und des zum Transport gehoͤrigen Inventariums ſammt 

allem Zubehör auf den Staat über, ſondern es wird demſelben auch 
der von der Eiſenbahngeſellſchaft angeſammelte Reſervefonds reſp. 
Erneuerungsfonds (H. 8. b.) mit uͤbereignet. 

d) Bis dahin, wo die Auseinanderſetzung mit der Geſellſchaft nach vor— 
ſtehenden Grundſaͤtzen regulirt, die Einloͤſung der Aktiva und Leber: 
nahme der Schulden erfolgt iſt, verbleibt die Geſellſchaft im Beſitze 
und in der Benutzung der Bahn. 
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Sollte die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft es fuͤr thunlich halten, die 
zur Deckung des Anlagekapitals der Zweigbahn aufgenommene Anleihe ganz 
oder 
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8 


oder zu ihrem Reſtbetrage zu kuͤndigen, um einen geringeren Zinsfuß für fich 

zu erlangen, ſo ſollen die dadurch erlangten Vortheile gleichmaͤßig auch der 
Fuͤrſtlich Schwarzburg⸗Sondershaͤuſer Staatsregierung zu Gunſten gehen, und 
es wird demgemaͤß vorbehalten, die H. 5. 7. 10. 11. 12. 21. und 24. danach 
zu amendiren. 


F. 26. 


Die ertheilte Konzeſſion wird verwirkt und die Bahn mit den Transport⸗ 
mitteln und allem Zubehör für Rechnung der Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
öffentlich verſteigert, wenn dieſe eine oder die andere der ihr auferlegten Kon⸗ 
zeſſionsbedingungen nicht erfüllt und eine Aufforderung zur Erfüllung binnen 
einer endlichen Friſt von mindeſtens drei Monaten ohne Erfolg bleibt. 
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Fuͤr Kriegsbeſchaͤdigungen und Demolirungen der Zweigbahn, es moͤgen 
ſolche vom Feinde ausgehen, oder im Intereſſe der Landesvertheidigung ver- 
anlaßt werden, kann die Thuͤringiſche Eiſenbahngeſellſchaft von den beiden 
Staaten einen beſonderen Erſatz nicht verlangen. 


§. 28. 


Im Uebrigen finden die Beſtimmungen des durch Konzeſſions-Urkunde 
vom 20. Auguſt reſp. 10. und 13. September 1844. beſtaͤtigten Statutes der 
Thuͤringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft und deren landesherrlich genehmigte Nach- 
trage auch auf das Unternehmen des Baues und Betriebes der Dietendorf- 
Arnſtaͤdter Bahn Anwendung. 

Auch ſind, inſoweit durch dieſen Vertrag und den noch erforderlichen 
weiteren Statutennachtrag nicht ein Anderes feſtgeſtellt wird, die Beſtimmungen 
der Geſellſchaftsſtatuten mit ihren Nachtraͤgen fuͤr die Verwaltung des neuen 
Unternehmens maaßgebend. 0 ö 


So geſchehen Erfurt, am 7. Juli 1865. 


Die Direktion 
der Thüringiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


L. Braun. v. Noſtitz. Dr. Reinhard. 

v. Wolffersdorf. Kraͤger. Herrmann. 

Franz Wilke. Eichel. K. Riemann. 
Hartnack. 
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(Nr. 6274.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöoͤchſte Genehmigung des von der Weſeler 
i Aktiengeſellſchaft fuͤr Gasbeleuchtung wegen Abaͤnderung des F. 16. des 
Geſellſchaftsſtatuts gefaßten Beſchluſſes. Vom 7. Maͤrz 1866. 


Dis Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhöchften Erlaſſes vom 26. Fe⸗ 
bruar 1866. den von der Weſeler Aktiengeſellſchaft fuͤr Gasbeleuchtung in der 
Generalverſammlung vom 27. November 1865. gefaßten, in der notariellen 
Verhandlung von demſelben Tage enthaltenen Beſchluß wegen Abaͤnderung 
des §. 16. des unter dem 7. Juli 1863. genehmigten Geſellſchaftsſtatuts zu 
genehmigen geruht. 


Der Allerhöchfte Erlaß nebſt der genehmigten Statutaͤnderung wird 
durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt ge⸗ 
macht werden. 


Berlin, den 7. März 1866. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter des 
und öffentliche Arbeiten. Innern. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober Hofbuchdruckerei 
(N. v. Decker). 


